 Willkommen zur Lage der Nation. Ausgabe Nummer 164 vom 8. November 2019 und an den
 Mikrofonen begrüßen euch. Wir in jeder Woche, auf Boomer, ja das bin ich und mir
 sitzt heute gegenüber. Philipp Hansi, ganz herzlich willkommen. Wir machen das mal wieder
 wie sah, wie hat das ja schon geahnt und wir hatten euch ja schon gebeten, die
 Termine vorzumärken. Wir gehen auf Tour und zwar sind wir ganz normal eigentlich im Dezember
 in Leipzig am 14. als 12. Da gibt die Tickets jetzt online und auch für eine Station unserer Tour
 im Januar sind jetzt Tickets online nämlich für Köln, wo wir 10. Ersten unterwegs sind. Also 14.
 12. Leipzig, 10. Erster in Köln. Tickets findet ihr wie gewohnt unter Lage. Live. Ganz
 genau, Lage.live. Das ist die Internet-Adresse für beide Locations, Leipzig und Köln und wir haben
 auch ein bisschen investiert in diese Säder, die wir da gemietet haben. Die sind also deutlich
 schöner als die Hörsäde, zum Beispiel in denen wir bisher meistens waren. Es gibt auch
 nettes catering und so freundlich teurer. Ja gut, wir sind einfach, wir sind richtig nice. Wir freuen uns
 über alle, die uns mal live sehen wollen und deswegen klickt euch ein Ticket unter Lage. Live.
 So, zu den Themen der Woche gibt es einen ganz bunten Strauß unter anderem. Beschäftigen wir uns
 mit der Diskussion über die Meinungsfreiheit, die hochgekocht ist in den letzten Tagen und natürlich
 auch mit der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Thema Sanktionen gegen Menschen, die
 geht zwei beziehen. Aber bevor wir dazu kommen, haben wir noch eine kleine Unterbrechung.
 Werbung. Morgen, den Morgen, Frau Senatoren. Haben Sie gelesen, was heute in der
 New York Times steht? Die CIA Aufnahmen von Verhöhren von Alkakei der Heftlingen vernichtet. Ich möchte,
 dass Sie genau herausfinden, was Sie haben und alles Wort für Wort lesen. Erinnert euch noch, um den
 Anschlag des 11. September 2001 aufzuklären hat die CIA das Detention and Interrogation Program
 ins Leben gerufen, letztlich ein staatliches Volda-Pog.
 "Kann Papier?" "Papier bringt die Leute hier bei uns in Schwierigkeiten." Da wo ich herkomme, steht auf Papier,
 was Gesetz und Ordnung ist. Der Thriller "The Report" beruht auf wahren Begebenheiten und erzählt
 die Geschichte von Daniel J. Jones ein Mitarbeiter, der Sanatoren Diane Feinstein Jones deckt auf,
 wie die CIA beweise vernichtet, das Gesetz untergräbt, um ein präsentes geheimnisvolle Öffentlichkeit
 zu verbergen. "Wenn wir ihren Bericht hätten, würden wir ihn
 drücken. Morgen." "Nein, wenn er veröffentlicht wird, dann ruft die richtige Weiße." "The Report" mit Adam
 Driver, den ihr aus Black Clansman und Star Wars-Cant, "Anne at Banning" aus "The Kids are
 All Right" und "John Ham" bekannt für seine Hauptrolle in Madman. Ab dem 7. Elften gibt's das im
 Kino, ab dem 29. Elften "By Prime" Video. "The Report" schaut's euch an.
 Werbung. Ja, da sind wir wieder und schauen nach Karlsruhe in die sogenannte Hauptstadt des Rechts.
 Denn dort hat das Bundesverfassungsgericht in dieser Woche eine lang erwartete Entscheidung getroffen,
 zur Frage, inwie wir als Sanktionen gegen Menschen, die Arbeitslosengeld zwei beziehen, verfassungsgemässigt.
 Ja, Arbeitslosengeld 2, früher Sozialhilfe, heute Hartz IV, bekommt man, wenn das Arbeitslosengeld 1
 ausläuft, derzeit betrifft das über 5,5 Millionen Menschen hierzulande. Das sind 300.000 weniger als im
 Feuer, aber immerhin. Gut, 3,7 Millionen davon sind Erwerbsfähig. Anerthalb Millionen sind nicht
 Erwerbsfähig. Ganz genau. Und diese Sanktionen, das sind durchaus keine Ausnahme-Erscheinung. Ganz
 am Gegenteil, wir haben mal in die Statistik der Bundesanstalt für Arbeit geschaut, die aktuellsten Zahlen
 sind für Juneie 2019. Und danach betreffen Sanktionen, also Kürzungen von AG2 etwa jeden 5. Menschen, der AG2
 bezieht, stand Juni 2019. 124.350 Menschen, die mindestens mit einer Sanktion belegt worden sind. Und dieser
 Abzug ist auch nicht etwa nur per mag 50 im Gegenteil. Im Schnitt werden den Menschen 111 Euro von
 ihr AG2 abgezogen. Bei jungen Menschen bis 25 Jahre, die AG2 beziehen, ist es noch schlimmer, dort ist jeder 4. Betroffen von
 Leistungskürzungen, nämlich 27,5 Prozent der Menschen die Leistung beziehen. Und auch die Abzüge sind
 höher im Schnitt, nämlich 100 und 31 Euro. Diese Sanktionen gelten als problematisch den diese Leistung, also
 AG2, H2, H2, die sind ja kein geschenktes Startes und auch keine soziale Hängematte, sondern diese
 Leistung, diese sogenannten Regelsätze, die denken lediglich, dass Existenzminimum ab dahin zukommen, evente
 oder noch Zuschüsse für die Miete oder Kosten für die Unterkunft. Also fraglich war und ist also, ob der
 Start vom Existenzminimum, dass ja Hartz IV Per definition im Darstellt noch etwas abziehen darf, etwa wenn
 die Hartz IV Bezierbezierinnen aufforderungen nicht nachkommen zu arbeiten oder sich zu bewerben oder so. Also da
 wird ja durchaus auch Druck ausgeübt und da werden Forderungen an diese Menschen gestellt, sich wie gesagt,
 sich zu bewerben oder Arbeit anzunehmen und wenn sie das irgendwie nicht tun, dann darf der Hartz IV-Satz
 gekürzt werden bis zu 100 Prozent. Also diese Leistungskürzend gibt es ja drei Stufen. Genau,
 bislang gab es drei Stufen, da die erste Stufe war 30 Prozent weniger, die zweite Stufe, wenn man
 irgendwie noch was falsch gemacht hat, aus Sicht der Arbeitsentur 60 Prozent weniger und im
 extrem Fall gab es überhaupt gar kein AG2 mehr und außerdem mussten diese Kürzung bisher starre drei
 Monate dauern. Also immer da einmal quasi vor die Flinte geraten ist, dann bekam man diese Kürzung über
 drei Monate und ganz dramatisch natürlich für die Menschen, denen es passiert, auch die Kosten der
 Unterkunft können betroffen sein und was natürlich bedeutet, dass man uns bei seiner Miete nicht mehr
 bezahlen kann und dann schlimmstenfalls seine Wohnung verliert. Grund für die Kürzung, ihr habt schon gesagt,
 also können so was sein, wie Arbeit oder Ausbildung wird nicht aufgenommen, eine Qualifizierungsnahme wird
 abgebrochen, also erst aufgenommen, abgebrochen oder man verpasst einfach den Termin beim Amt. Das ist
 du der Klassiker, der Termin beim Amt verpasst, das ist wohl der häufigste Grund für Sanktion und das
 kann natürlich schnell passieren, da bekommt man Brief einfach nicht, ja, also ich kenne das aus Berlin,
 bei mir kommen auch immer wieder mal Briefen nicht an, der Himmel weiß, wie so, Briefträger hatte kein
 Bock oder irgendwie hat vielleicht den Briefkasten ausgeräubert oder so, ich weiß es nicht, jedenfalls wenn
 der mal so ein Brief vom Amt nicht ankommt und man geht dann eben zum Termin nicht hin, Bums kann einem
 schon die erste Kürzung drohen und wir gesagt 30 Prozent, das bedeutet also von den knapp 500 Euro,
 die man hat, wird dann drei Monate lang 30 Prozent abgezogen, das ist schon eine harte Sanktion und so
 ähnlich schätzte das auch das sozialgericht-Goterein, dort kommt nämlich der Ausgangsfahlherde jetzt
 vor dem Bundesverfassungsgericht, geleitet ist das sozialgericht-Gotere, weil überzeugt, dass die
 Regelungen über Hartz IV nicht komplett oder über AG2, muss man ja präziser sagen, Hartz IV über das ganze
 Gesetzespaket damals, also die Regelung AG2 nicht verfassungskonform sein und ein Gericht kann aber ein
 Gesetz nicht einfach ignorieren, sondern da gibt es einen Vorrang des Bundesverfassungsgerichts, ein
 Monopol des Bundesverfassungsgerichts, sogenannte Verwerfungsmonopol und deswegen musste das Sozialgericht,
 den Bundesverfassungsgericht, die Frage vorliegen, ob denn die Regelungen über AG2 verfassungskonform sind
 und dessen nennt man eine sogenannte konkrete Normkontrolle. So, jetzt hat also das Bundesverfassungsgericht
 entschieden und in der Zusammenfassung kann man sagen, so wie bisher sagt das Gericht geht es nicht weiter,
 dass Existenzminimum muss gesichert werden aus gründen der Menschenwürde und des Sozialstaatsprinzip,
 aber es gibt ein großes Aber. Ganz genau, also diese Grundsätzeid-Videbrate genannt, die Föhn dazu,
 dass der Staat grundsätzlich so ein Instrument für AG2 einführen muss, aber er kann das an das sogenannte
 Nachrangprinzip knüpfen, das heißt, der Staat ist erst dann in der Verantwortung, die immer im
 die Existenzgrundlage von Menschen zu sichern, wenn sie das eben nicht selbst können und zugleich kann der
 Staat auch verlangen, das hat also Karlsruhe jetzt noch mal ausdrücklich abgenickt, dass die Menschen
 mitwirken ihre Bedürftigkeit möglichst schnell zu überwinden und diese Mitwirkungspflichten können
 grundsätzlich mal auch durch Kürzung durchgesetzt werden und zwar selbst dann, wenn dadurch das
 Existenzminimum immer schritten wird. Also im Prinzip geht das. Das muss man sehen. Ganz deutlicher Ansage
 aus Karlsruhe, grundsätzlich sind Sanktion okay und zwar selbst dann, wenn man damit das Existenzminimum
 unterschreitet. Es ist ehrlich gesagt nicht so ganz logisch, entweder ist das Existenzminimum, dann würde
 man annehmen, da geht nichts mehr oder es ist irgendwie doch nicht das Existenzminimum. Also da finde ich
 persönlich diese Entscheidung nicht so richtig konsistent, aber darüber schreibt Karlsruhe, ehrlich
 gesagt ziemlich locker hinweg in der Entscheidung und sagt dann geht selbst dann, wenn dadurch
 das Existenzminimum unterschritten wird. Aber und jetzt kommt quasi so der Joker, den das Bundesverfassungsgericht
 in solchen Fällen ja eigentlich immer zieht. Es ist eine besonders strenge Prüfung der Verhältnismäßigkeit
 erforderlich. Also eine solche Leistungskürzung muss geeignet erforderlich und angemessen sein,
 um konkrete Ziele zu erreichen. Also insbesondere die Mitwirkung dabei, die Bedürftigkeit möglichst
 schnell zu überwiegen. Also die bisherigen Regeln sagt das Gericht beachten nämlich diese Verhältnismäßigkeit
 nicht ausreichend. 30 Prozent Kürzungen sind schon sehr ha, daher braucht es eine Prüfung des Einzelfalls und
 es darf auch nicht immer gleich drei Monate sein. Ganz genau. Die diese Kürzung gelt, die muss dann
 spätestens enden, wenn diese Mitwirkung wieder da ist, wenn Mann oder Frau dann beim Amt wieder aufläuft
 oder diese Fortbildung, Ausbildung, Wiederaufnimmt, dann muss das eben enden. Ja ganz genau.
 Außerdem ist eben in Zukunft zwingend eine Härte Verprüfung erforderlich. Das heißt also wenn
 eine besondere Härte eintritt durch eine solche Leistungskürzung, dann muss die Leistungskürzung entfallen.
 Das sind alles Dinge, die bis langsam nicht vorgesehen waren und das ist vielleicht die deutlichste Ansage aus Karlsruhe,
 die zweite und die dritte Stufe der Kürzung. Also 60 Prozent Leistungskürzung und komplette Leistungskürzung,
 das geht gar nicht. Das geht gar nicht. Das heißt es wird nur nach diese 30 Prozent Kürzungen geben und
 die Begründung dafür fällt richtig knackig aus, muss man sagen, das wo das Verfassungskericht sagt,
 es ist durch nichts belegt, dass 60 Prozent und 100 Prozent Kürzung wirksamer sind als 30 Prozent. Außerdem
 sind sie möglicherweise sogar kontraproduktiv, denn wenn die Menschen einfach überhaupt kein Geld mitzumachen,
 die die Gewahrsel landen und die Wohnung verlieren, dann ist das ganz sicher nicht geeignet, um sie in den Arbeitsmarkt zu integrieren.
 Das ist ein bisschen equivalent zum Strafrecht eigentlich, wo auch höhere Strafen nicht immer abschreckender wirken. Also 30 Prozent sind okay.
 Verhältnissemäßigkeit muss gewährt sein Einzelfallprüfung und Härteverprüfung.
 Ganz genau und das steht eben bislang ja nicht im Gelenz, deswegen muss der Gesetzgeber das neue Regeln,
 das Produktverfassungskericht hat aber zugleich auch so eine Übergangsrecht in seiner Entscheidung geschrieben,
 das heißt, Sanktionen und noch maximal 30 Prozent, keine Sanktionen bei außergewöhnlicher Härte und dauer nicht mehr
 zwingend drei Monate, das heißt also wie Philipp hat es eben angedeutet, wenn zum Beispiel eine Mitwirkung wieder erfolgt,
 dann muss eine Sanktionen auch aufgehoben werden.
 Was denkst du denn?
 Nein, also ich habe da ja auch zu übernach gedacht, wir haben ja auch schon öfter darüber gesprochen und ich habe so den
 Eindruck, dass sie hier in den ganz guten Mittelweg gefunden haben. Das war schon, würde sagen, Zeit, das mal zu regeln,
 denn diese Extremsanktionen also komplett in Zug von Hartz IV weiß jetzt nicht genau, wie oft das passiert,
 aber es ist sicherlich passiert, dass für zu extrem notlagen oder kannst du extrem notlagen führen.
 Und wie gesagt ist im Zweifelsorgankontro-Produktiv auch aus Sicht des Staats und ich finde das verversuchterlich zu,
 wie du das jetzt hier auch geschildet hast, arbeitet das ganz gut, worum es geht.
 Aber ich finde eben so ganz ohne Sanktionen geht es halt auch nicht.
 Ich habe auch mal mit Hartz IV Empfängern auch gesprochen, die selber auch unter Sanktionen gelitten haben und so und die haben dann auch gesagt,
 ja, es ist schon nervig, aber ehrlich gesagt so, wie wir die Szene hier kennen, so ganz ohne geht es halt auch nicht.
 Also, angemessen muss es sein, sie müssen streng prüfen, sie dürfen nur noch 30 Prozent, sei nicht mehr 60 und 100,
 das finde ich, klingt mir nach einem guten Kompromiss.
 Ja, ich finde, ich finde auch, dass diese Entscheidung insofern ganz überzeugt ist,
 und ich frage mich zugleich allerdings, warum das Bundesverfassungsgericht so sportlich davon ausgeht,
 dass Sanktionen wunderbar geeignet sein, wo ja, eigentlich das kleiner Einmal ein,
 der Ernst der Ernst-Jungspsychologie ist, das Belohnung viel wirksamer sind als Strafen.
 Ja, man kann sich ja auch die Frage, also eigentlich wäre es ja auch eine konsequente Entscheidung,
 wie du sie sagen, Existenzminimum ist Existenzminimum, kürzen geht es, aber der Gesetzgeber ist frei,
 für konstruktive Mitarbeiter. - Mehr trämmen wir zu geben.
 Das muss ja nicht viel sein, ganz ehrlich, wenn du auf 400, 500 Euro im Monat bist, für die ganz ehrlich,
 dann ist es ein Fufi, weil du eine Maßnahme vorgeher abgeschlossen hast, ist eine Menge Geld.
 Mit anderen Worten, ich glaube, ich mein, das mag sein, dass das nicht von, dass das letztlich jetzt
 keine verfassungsrechtliche Vorgabe ist, das mag ja vielleicht sein, aber ich denke,
 jedenfalls rechtspolitisch finde ich das problematisch, dass man nicht mehr darüber diskutiert,
 ob Belohnung, sei es, dann sind sie noch so gelegen, nicht möglicherweise viel effizienter wären,
 und zweiter Punkt, der mir so ein bisschen mehr auf der Seele brennt beim Stichwort Sanktionen,
 BH24 ist, wie sinnvoll sind denn eigentlich die Maßnahmen, in die man Leute steckt.
 Also wenn es jetzt in konkrete Arbeits- und konkreten Arbeitsplatz gibt und die Leute weigern,
 sich den anzunehmen, d'accord, da muss ich auch sagen, kann ich jetzt nicht mehr so richtig nachverziehen,
 aber die Medien sind voll von Berichten über völlig sinnfreie Beschäftigungstherapien,
 wo man in irgendwelche Bewerber-Trainings gesteckt wird und Bewerbungen schreiben soll,
 die zu nichts führen, wo man irgendwie dann mit der Schere irgendwelche Bastelarbeiten ausführt
 und so weiter und so weiter. Also es ist jetzt wahrlich nicht mein Spezialgebiet,
 aber wenn man das mal kurz googelt, sinnlose Maßnahme AG2, dann ist das dann nicht voll wahr.
 So wie du halt auch immer Leute finde, wie wir sagen, so wie mir an Äkdotisch, Sanktionen sind schon gut,
 ich kenne viele Leute, die es dazu bewegt hat, wieder hinzugehen, sich zu melden.
 So, da wär es mal interessant zu sehen, habe ich jetzt nicht gefunden, wissenschaftlich unter so
 so und dazu, ob es da irgendwelche Projektmodelle mal gegeben hat, Projektversuche nicht zu strafen,
 sondern im Fall zu lohnen und zu gucken, was kommt in Unterstrich wissenschaftlich jetzt nicht
 an Äkdotisch, sondern wissenschaftlich begonnen.
 Ja, weil es, ich dachte einfach, eine zwangsweise Einliegerung in den Arbeitsmarkt, ob die so ohne
 weiteres Klappenkern, da habe ich große Zweifel, ob diese, ob diese, sie, das, die Idee dahinter war ja immer
 fördern und fordern, ob das wirklich funktionieren kann, Menschen mit Daumen schrauben dazu, zu bringen,
 engagiert sich zum Beispiel, eine Fortbildung zu bemühen. Ich habe da so meine Zweifel. Ich glaube,
 zumindest wäre es doch spannend gewesen, das System mal auszuteferenzieren und zu sagen, okay,
 es gibt Sanktionen, aber die Sanktionen müssen quasi ausbalanciert werden durch ein Premium-System und
 dann kann man einfach mal schauen, was funktioniert und was nicht so gut funktioniert. Also, wie gesagt,
 ich glaube, die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts kann man so treffen, ist wahrscheinlich ein Kompromiss,
 der auch ganz vernünftig ist, vor allem, dass eben nur nach begrenzten Sanktionen und verhält
 es mehr askegeseingionen möglich sind. Ich habe ein bisschen Zweifel, ob man das Existenzminimum kürzen kann,
 okay, aber ich glaube, dass der Gesetzgeber jedenfalls sollte an diesem Punkt nicht stehen bleiben und
 das System doch weitert. Genau, mir wäre es auch ein bisschen weit gegangen, wenn jetzt das
 Bundesverfassungsgericht gesagt hätte, ihr müsst Premium einführen. Sondern das, das ist jetzt eine
 politische Entscheidung, die bleibt ja möglich, die Watt durch dieses, diesen Entscheidung nicht verhindert,
 sondern das kann man ja immer noch machen und das finde ich zumindest mal interessant. Vielleicht hat
 das ja schon mal gegeben, Hinweise, wie gesagt, immer willkommen auf solche Studien, die das mal untersucht haben,
 wie wirken sich Premium und Belohnungen auf diese Problemfälle aus, normalerweise Sanktionen aus.
 Also ich sage mal, das Bundesverfassungsgericht musste das vielleicht nicht machen, aber ein engagiertes
 Gericht hätte natürlich zu diesem Punkt einfach mal sozialpsychologische Studien einholen können,
 wie steht es denn um die Wirksamkeit von Sanktionen im Vergleich zu Premium? Und deswegen finde ich
 die Entscheidung im Prinzip um hier, aber an der einen Stelle, wo gesagt wird, Sanktionen sind geeignet und es
 gibt auch kein milderes Mittel, da habe ich doch ein bisschen gestützt, muss ich ganz ehrlich sagen,
 oder so einfach reinzuschreiben, ohne dass mal quasi empirisch zu untersuchen. Das stünde aber auch
 drin, wenn sie es getan hätten. Das steht nochmal dabei, dann ja.
 Ja, wir kommen zu einem in politischen Thema und zwar geht es da um ja auch eine Art
 Bedürftigkeitsprüfung in der Welt, in mehr allerhinsicht. Wir haben ja eine Debatte über die Grundrente,
 die läuft und läuft und läuft und läuft. Wir haben die Grundrente, das Prinzip schon ausführlich mal erklärt,
 in der Lage wächst, müsste mal gut. Das war im Februar, da war ich nicht noch genau, da war ich
 ich glaube, in Gummarsbach, oder so, irgendwo jedenfalls in tief im Westdeutschland auf einer Tagung der
 jungen liberalen eingeladen, und habe da was über strategische Prozessführung bei der GFF erzählt,
 LDN 199. LDN 199, schnelles Google, Wifeyboard, wenn du findet, ihr dann irgendwie Anfang Februar?
 Findet ihr dann in den Show Notes, neuter Februar, genau, unter Februar. Da haben wir das
 Konzept ausführlich erklärt und dabei immer der Knackpunkt, der es bis heute soll so eine Grundrente,
 also für Leute, die im Rentenalter wirklich mit sehr, sehr wenig Geld da stünden, nach dem herkömmlichen
 Prinzip, soll so eine Grundrente gezahlt werden an diese Menschen. Ohne nochmal im Einzelfall,
 ihre Bedürftigkeit zu prüfen, ob sie es wirklich brauchen, ob sie vielleicht ein ehegarten Partner haben,
 der noch Einkommen hat und Häuser hat und ob sie es vielleicht insgesamt nicht so brauchen oder soll
 das einfach an so grobe Kettälen geknüpft sein und wenn du da reinfällst, dann kristol halt so Grundrente.
 Ganz genau. Und das ist so dieser Konflikt und interessanterweise hat er sich zunächst mal so
 ein bisschen entzündet zwischen SPD auf der einen Seite und den beiden Unionsparteien auf der anderen Seite.
 Inzwischen sieht man aber auch deutlich hier Konflikliedie inne, habt ihr Union. Was die SPD verlangt,
 ist eben auf eine solche Bedürftigkeitsprüfung zu verzichten, weil sie sagt, dass es entwürdigend für
 die Menschen, die eben eine kleine Rente beziehen, wir wollen deren Lebensleistung anerkennen. Das hat
 ehrlich gesagt so ein bisschen aus einer Art Kuschelfaktor, was der SPD wichtig ist, die Union sagt,
 das ist aber im Grundeimgieß kann prinzip. Ungerecht ist es auch, sie sagen, sie Generationengerechtigkeit,
 weil dann Leute eine Grundrente kriegen, die sie eigentlich gar nicht brauchen und das geht wiederum
 zu lassen, derjenigen die heute in diese Rente eins. Also, um da wird aus der Union dann häufig
 argumentiert mit dem Willenbesitzer, der irgendwie Millionen auf der Seite hat, der aber irgendwann mal ein
 bisschen abhängig beschäftigt war und deswegen eine kleine Rente bekommen soll, dessen Rente aufgestockt werden,
 auf Steuerer, Zahlerskosten oder auf Kosten der so die Dargemeinschaft, das kann es nicht sein, sagt die Union.
 Ich finde ehrlich gesagt, beide Positionen haben was für sich. Die Diskussion ist total festgefahren und
 sie ist aber dadurch noch mal so ein bisschen spannender geworden, dass auf der einen Seite im Koalitionsvertrag steht,
 Bedürftigkeitsprüfung soll kommen, das heißt, da hat die Union ein Punkt. Jetzt ist aber rausgekommen,
 das hat im an beim Beschreiben des Koalitionsvertrags gar nicht auf dem Zettel, dass allein die Verwaltung um diese
 Bedürftigkeitsprüfung tatsächlich umzusetzen, 5.000 neue Stellen bei der Rentenversicherung erfordern würde,
 5.000 neue Stellen und eine ganze neue Behörder. Das ist im Grunde, das ist nicht immer, wenn man sich überlegt,
 das ist also eine gigantische neue Behörde, die man nur bereuchte, um diese Bedürftigkeitsprüfung praktisch umzusetzen.
 Und deswegen hat jetzt Angela Merkel, spannenderweise, sich hingestellt und hat ihre eigene Partei aufgefordert,
 doch jetzt quasi mal die Kirche im Dorf zu lassen und die Bedürftigkeitsprüfung möglicherweise zur
 Disposition zu stellen, Koalitionsvertrag hin oder her. Aber trotzdem ist der Knoten noch nicht gepflanzt. Wir wollten euch nur
 einen Update geben, weil das einfach ganz spannend ist aus der Perspektive, Zustände, GroKo und insbesondere auch,
 wie soll ich sagen, Standing von Angela Merkel in der Union, denn obwohl sie jetzt im Grunde, also in hauch
 eines Machtworts gesprochen hat und da in der CDU-Fraktion im Bundestag oder in der Union-Fraktion wohl auch viel
 Beifall bekommen hat, nach Presse berichten, ist das Thema immer noch nicht vom Tisch. Also das heißt also
 ja Beifall, aber ihre Führungsrolle ist doch nicht mehr so stark, dass sie einfach sagen, kein Kinas, wir
 lassen die Bedürftigkeitsprüfung unter den Tisch fallen. Ich hätte ja noch eine andere Anwendungsgebiet für eine
 Bedürftigkeitsprüfung und zwar ist das der Anspruch auf eine Förderung beim Kauf eines Elektroautos. Das ist
 nicht ein Scherpick, ein sogenanntes Bild zum Teilen, dass die Linke in den vergangenen Tagen einen sozialen
 Medienverbreitet hat, fand ich ganz lustig, weil sie es nur ein Zwingkars-Meilie in Richtung CDU dahinter gehängt hat. Die
 Linke sagt, wieso eigentlich keine Bedürftigkeitsprüfung beim Kauf eines E-Autos, Philipp? Was hat es damit
 auch? Ja, Anlass ist der Autogipfel, der diese Woche stattfand, wo sich im Kanzleramt getroffen haben, die
 Regierung mit der Autonustrie und im Kern zwei Sachen beschlossen haben, einmal eine höhere Kaufbremie. Es gibt für Elektroautos und
 Tübride, die gibt es ja schon. Heute gibt es schon. Genau, die soll Ende 2020 eigentlich auslaufen und die wird ja bezahlt
 zur Hälfte vom Staat und zur Hälfte vom von der Industrie. Das soll auch weiterhin so sein und mit dieser jetzt,
 also mal verlängerten bis 2025 bis Ende 2025 und auch erhöhten Kaufbremie. Will die Regierung erreichen,
 dass 650.000 bis 700.000 weitere Elektrofahrzeuge gefördert werden. Kann man auf bei, um die 40 Millionen zugelassen Autos und
 die Menschen. Genau, man muss sehen, ist ein Trauf von auf den heißen Stein, 2,3 Prozent, aber immerhin. Für
 rein elektrische Autos unterhalb eines Listenpreises von 40.000 Euro soll es ein Zuschauer von 6.000 Euro geben,
 bis her war der auf 4.000. Also unter 40.000 Euro, kannst du jetzt 6.000 Euro dazu kriegen. Für
 sogenannte Plug-In-Hübride soll es künftig in dieser Preisklasse, also unter 40.000 bis zu 4.000
 Euro-Förderung geben, bis her war das 3000. Für Autos mit im Listenpreis über 40.000 Euro soll der
 Zuschusschuss auf 5.000 Euro steigen und liegen und bei Plug-In-Hübriden soll es 4.000 Euro dazu geben. Also je billiger
 das Auto unter 40.000 Euro ist der Zuschusschuss höher, wenn der über 40.000 liegt, ist der Zuschusschuss geringer und
 es soll jetzt auch möglich sein, Autos zu fördern, die mehr als 60.000 Euro kosten. Das war bisher nicht möglich.
 Okay, kleine Korrektur. Zu meinen Zahlen von eben, ich habe es noch mal schnell nachguckt, sind in der Tat
 64 Millionen zugelassen Fahrzeuge Deutsche. Nicht 40, 64. Davon sind 57 Millionen Kraftfahrzeuge. Das heißt,
 also wenn es 750.000 gefördert ist, dann ist das 1 Prozent, das ist also ein sehr bescheidenes Ziel.
 Sehr bescheidenes Ziel, gleichzeitig um das noch ein bisschen zu erleichtern, sollen auch die
 Ladestation für Elektroautos weiter aufgebaut werden. Die Bundesregierung hatte sich ja vorgenommen bis
 2030 also in zehn Jahren eine Million öffentliche Ladepunkte zu Verfügung zu stellen. Derzeit sind es
 21.000 öffentliche Ladepunkte der Plan ist jetzt bis 2022, sollen Deutschland weit 50.000 neue Ladestationen
 entstehen. Davon will die Automobilwirtschaft 15.000 Ladepunkte beisteuern, öffentlich zugängliche
 und der Bund will dafür in den nächsten Jahren mehr als drei Milliarden Euro ausgeben, um eben diese
 Ladinfrastruktur aufzubauen. Zudem sollen auch private Ladepunkte stärker gefördert werden, also
 auf dem Land oder so, wenn ihr da an deinen K-Port so eine Box machen willst, dann soll die gefördert werden,
 außerdem soll auch Miet- und Wohnungs-Eigentumsrecht geändert werden, sodass eben das in Mietwohnungen und
 Eigentumswohnungen leichter wird unten in der Tiefgarage oder solche Ladepunkte einzurichten. Also das
 Echo war ja durch Wachsen, sage ich mal, also so richtig so fundamentale Kritik daran habe ich jetzt
 nicht gelesen, so nach dem Motto geht völlig in die falsche Richtung, aber die Kritik geht schon
 dahin, dass viele sagen, ist halt zu wenig, kommt zu spät, ist unausgegoren, macht halt eine bestimmte
 Kategorie des Verkehrsmittels ein bisschen attraktiver, nämlich das Elektroauto, verzichtet aber darauf,
 die anderen Verkehrsmittel wie zum Beispiel, wenn sie ihn und Diesel wirklich teurer zu machen und
 unattraktiver zu machen. Diesen Schritt sind sie halt nicht gegangen. Soll ja irgendwann mal kommen,
 durch die Emissionszertifikate, die ja nur beschlossen worden sind, wo die aber wiederum zu
 billig gehandelt werden, das heißt also da ist die Andereitswirken auch sehr gering. Was man aber
 vielleicht an der Stelle schon noch mal ganz kurz erwähnen sollte, ist das ist ja ein Stichwort,
 dass sonst jedes Mal wieder kommt in den Kommentaren. Nein, Elektroautos sind keine perfekte Lösung,
 noch besser sind nicht individuelle Befortbewegungsformen, ja, Busse-Baden, sofern das funktioniert, aber wir müssen
 natürlich einfach sehen, es gibt gegene Dornschlands, wo man nur mit individuellen Mobilität klar kommt,
 Stichwort ländlicher Raum, ja, wenn du auf dem Dorf wohnst, wo nur irgendwie drei, vier Häuser stehen,
 dann wird es einfach auf Dauer wieder ökologisch noch sonst noch ökonomisch Sinn machen, dann Busfahren
 zu lassen, zum Beispiel, es ist schon mal gar nicht im 15-Minuten-Takt, das heißt also ohne Autos wird es
 nicht gehen. Und dann ist das E-Auto nach wie vor die beste Lösung und dann kommt eben ganz häufig
 die Kritik, aber die Akkus, aber die Herstellung, ja, hatten wir aber schon ein paar Mal in der Lage, wenn man das
 durchrechnet, sind Elektroautos immer noch die ökologisch sinnvollste Fortbewegungsformen, wenn es denn individual
 Mobilität sein muss, natürlich hängt das Maßgeblich davon ab, wie der Strom produziert wird.
 Je ökonomisch Stromiger, das zu schneller ist der Rucksack abgearbeitet, der mit der Akku-Produktion,
 und der Autoproduktion. Und der Autoproduktion ist ja auch in der Gegend. Und je leichter und kleiner,
 das Auto ist, das zu besser und so schneller ist es ökologischer als ein vergleichbarer Verbrennermotor
 in derselben Klasse. Aber die Bordemlein ist es immer besser als ein Verbrenner, sofern wir den
 Wagen jetzt nicht gleich nach 20.000 Kilometer wieder verschrotzt. Deswegen, nein, wir haben das nicht aus
 Blick verloren, das natürlich auch E-Mobilität jetzt nicht der absolute Königsweg ist, aber es ist immer
 hin der Weg in die richtige Richtung. Natürlich muss man das kombinieren mit einem Umbau der Stromproduktion.
 Genau. Problem ist auch noch, dass Andreas Scheuer das umsetzen soll. Also ich fühle ich dir fast,
 dass das das große Problem, weil sein Ministerium bisher nicht geglenzt hat, mit effizienter Arbeit im Sinne
 des Klimas, die haben wir bis zum Schluss nicht wirklich vorlegen können, die Studien, was die von ihnen
 angekündigten Maßnahmen für das Klimapaket bringen sollen. Aus meiner Erasm-Bisschenstreis mit seinem
 Kommende und der Sohn. Genau. Also da ist schon Zweifel angebracht, ab dies Ministerium unter diesem
 Minister in der Lage ist das umzusetzen. Aber Stichwort Strom-Mix-Philip. Ja. Und dazu gibt es auch Neuigkeiten,
 die uns nicht gerade strahlen lassen. Ja, vor allen Dingen auch nicht überraschen lassen. Also wir
 sind jetzt ja in der Phase, wo dieses Klimapaket dessen Eckpunkte wäre ja ausführlich besprochen,
 haben umgesetzt wird. Also sprich, in Gesetzesform gegossen wird, vom Kabinett verabschiedet wird und
 dann auch vom Bundestag verabschiedet wird. Und da lohnt sich einfach noch mal der Blick darauf,
 was sich doch viele Befürchtungen, die wir und andere geäußert haben, zu materialisieren scheinen.
 Das betrifft in diesem Fall jetzt zum Beispiel die Windräder. Die sind insofern essentiell, als dass
 sich die Bundesregierung ja das Ziel gesetzt hat, bis 2030 also in zehn Jahren 65 Prozent Ökostrom zu haben.
 Und das geht, da sind sich eigentlich auch alle eigentlich nur mit vielen neuen Windrädern.
 Muss auch was anderes dazu kommen, aber mehr Windräder brauchen wir auf jeden Fall. Das Problem
 ist, so wie das Klimapaket jetzt gestrickt ist und wahrscheinlich in diesem Monat noch durch den
 Bundestag gehen wird, wird es kaum neue Windräder mehr geben. Woran liegt das? Wir haben auch schon
 mal den Eckbogen drauf hingewiesen an diesem Mindestabstand von 1.000 Meter, die sich die Koalition in
 diese Eckpunkte geschrieben hat, 1.000 Meter Abstand zu Wohnsiedlung. Da war der Umweltbundesamt
 immer schon in Studien gewarnt. Wenn Windräder, neue Windräder, mindestens 1.000 Meter Abstand haben,
 zu irgendwelchen Wohnsiedlungen, dann haben wir zu wenig Fläche, um neue Windräder aufzubauen. Und
 die Frage war dann warum schreibt euch das ins Eckpapier und dann hat der Energie Staatssekretär
 anderes Feich gegenüber dem ZDF gesagt, ja, da gibt es einen Gutachten. Das veröffentlichen
 Werder nicht, aber in dem Gutachten steht, das passt schon. Und dieses Gutachten liegt jetzt also
 dem ZDF vor, Link findet ihr in den Show Notes und aus diesen Gutachten geht hervor, dass da diese
 Berater, die das geschrieben haben, im Kern zum selben Ergebnis kommen, wie das Umweltbundesamt.
 Nämlich die Fläche wird bei diesem Mindestabstand Fläche für Windräder um je nach Ausgestaltung 10-40 Prozent
 geringer. Besonders drastisch ist das, wenn der Mindestabstand auch für das Repowering gilt. Also,
 wenn du Repowering heißt, du ersetzen bestehendes Windrad gegen ein neues, sagen wir abgelaufen
 und kaputt, du baust ein neues hin. Wenn wir in dieser Mindestabstand von Wohnsiedlungen auch
 dafür gilt, dann wäre es quasi unmöglich, alte Windräder gegen neue zu ersetzt. Das heißt,
 dann würden doch welche abgebaut oder stammt die Orte wegfall. Richtig. Und in diesem Fall würde
 die in Deutschland produzierte Strommenge durch Windkraft sinken. Sogar. Also, das ist das letzte,
 was man will. Und jetzt ist die Frage, was macht denn die Bundesregierung? Wie gist
 die das denn ins Gesetz diese Eckpunkte, die sie sich gezeichnet hat? Und auch dieser zumindest
 ein Entwurf liegt dem ZDF vor. Und der sieht vor, dass dieser Abstandsregel wohl sehr weitgehend
 in der Präthütte finden soll. Sie soll schon gelten Absiedlungen mit fünf Gebäuden. Also,
 du hast fünf Gebäude und davon muss jedes Windrad ein Kilometer Abstand haben. Und bei einem Gebäude,
 zum Beispiel im Sinne des Baurechts ist ja zum Beispiel Wohnhaus und Schuppen und Garage sind drei
 Gebäude. Dann kann da im Grunde einen Splitter anwesen, irgendwo in der Pampa dazu führen,
 dass es Windkraftfreiheit so eine ist. Und dann schreibt das ZDF, dass diese Tausendmeter auch
 gelten sollen, für Flächen, wo ein Wohngebäude errichtet werden kann. Kann! Mit anderen warten so bald
 irgendein Bauland ausgewiesen ist, war es das. Okay, so und da zitiert das ZDF-Stimmen aus einem
 SPD-Reserviel, das heißt, die da lauten, an neue Windanlagen sei kaum noch zu denken, wenn das
 durchgeht. Ja, nichts Neues, aber ich finde es ist wichtig, das kommt, das hat das ZDF. Also das,
 ja, von dem kommt der Vorschlag. Ist das klingt hier nach CSU, ne? Also diese Strängeregeln für
 Abstandsstandsregeln? Ja, das ist genau, das kommt ja auch die Bayern. Die Bayern, genau, die Bayern,
 haben noch eine viel strengere Abstandsregel, was eben auch in Bayern dazu geführt hat, dass
 eben kaum mehr Windräder gebaut werden. Und die haben das halt geschafft, das in dieser Eckpunkte
 reizuschreiben. So, wahrscheinlich, na ja, aufgrund von Bürgerpritessen. Sie sind die ganz klassische
 Nordenmeyer-Berckjahrstrate gehene. Alle sind irgendwie für Energiewende, aber bitteschön nicht in
 ihrer Umgebung. Und das kann es doch nicht sein. Also ich weiß nicht, aber das ist doch so ein ganz typischer
 Fall, wo Politik eben über Individualinteressen so ein bisschen hinaus schauen muss und sich die
 Frage stellen muss, was brauchen wir denn als Gesellschaft? Ich meine, klar, Windparks in der Nordsee sind
 in Gewisserhin sich natürlich leichter zu verdauen für die Menschen, aber da haben wir das Transportproblem.
 Das heißt, also ganz ohne Windkraft vor Ort wird es doch nicht gehen. Nee, würde es nicht gehen. Das,
 glaube ich, sagen auch alle Berechnungen. Aber ja, bin mal gespannt. Also der Gesetzentwurf, der muss
 jetzt noch im Boot durch den Bundestag, aber das soll so, wie man liest, im Allverfahren jetzt in
 diesem Monat noch passieren, dass es komplette Pakete dadurch geht. Und das ist ja nicht das einzige
 Problem, was mit diesem Klimapaket so, wie das jetzt durch den Bundeskark gepackt werden soll,
 besteht. Denn auch das ist eine Debatte, die wir haben, würde ich sagen, kommen sehen und
 da vorgewarnt haben, ist nämlich und auf Ingewiesen haben. Die sozialen Folgen. Ja, die sozialen
 Folgen. Und das ist jetzt nicht mehr nur eine Meinung von uns, sondern das ist mittlerweile durch Studien
 belegt, die natürlich Zeit genutzt haben, seit dieser Eckpunkte vorliegen und man so ein bisschen weiß,
 wohin der Zug fahren soll, um sich das mal genauer anzugucken. Und da liegen jetzt doch drei Untersuchungen
 vor, die doch eindeutig zu dem Schluss kommen, dass dieses Klimapaket einfach sozial unausgewogen ist.
 Denn wer wenig verdient, der konsumiert eigentlich in der Regel weniger, der flikt weniger, hat auch
 kleinere Wohnung, sprich, er oder sie stößt auch weniger CO2 aus. Und dennoch, Haushalte mit
 gering und mittlerem Einkommen werden relativ zu ihr höheres Einkommens am stärksten belastet,
 sagt Klaus Müller vom Verbrauchzentrale. Bundesverband, denn sein Argument ist, die Bundesregierung will
 das Geld, was sie sozusagen einnehmen über höhere Besteuerung und Einnahmen aus Klimaschutz. In
 Ersterdienens zurückgeben, indem sie Steuern singen. Zum Beispiel Penelapauschale kannst du da
 nicht Steuern mitsenken. Und die, kassist du natürlich nur die Kohle, wenn du auch Steuern zahlst?
 Ja und vor allem, dass das ja immer das selbe Modell, wenn bestimmte Kostensteuer nicht abzugsfähig
 werden, dann begündet sich das natürlich immer diejenigen überproportional, die einen hohen
 persönlichen Steuersatz haben. Also ganz einfaches Rechenbeispiel. Ja, wenn du 1000 Euro
 kosten von der Steuer abziehen kannst und du zahlst 8 Prozent oder 10 Prozent, dann hast du
 eine Steuer, er sparen es von 100 Euro. Wenn du aber den Spitzensteuersatz zahlst von 45 Euro,
 er fünfte 10 Prozent, hast du mal 450 Euro gespart. Mit anderen Worten, eine solche quasi Rückerstattung
 über die Steuer, für dazu, dass diejenigen besonders viel verdienen in Anführungsstrichen,
 die besonders viel Steuern zahlen. Die sydische Zeitungen zitiert aus allem und unveröffentlichen
 Papier des Leidnissen Instituts für ökologische Raumentwicklung und des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung
 in Mannheim. Und auch die kommt zu diesem Schluss, dass es sozial unausgewogen ist. Beispiel,
 Austausch von Ölheizung, geplant ist, dass man Geld bekommt, wenn man seine Ölheizung gegen eine
 klimafreundliche Heizmethode austauscht und da sagt diese Studie, das gibt jede Menge
 Mitnahmeeffekter, also wer ohnehin umrüsten wollte, der macht das eben jetzt und kriegt
 noch Geld hinterher geworfen. Das bringt fürs Klima, aber nix, weil die eben sowieso umgerüstet
 hätten. Und außerdem profitiert davon eben auch wieder nur, wer viel Geld nämlich eine Immobiliat.
 Und die aller meisten Menschen, speziell in den unteren und mittleren Einkommensgruppen, die
 wohnt aber zur Miete. Das heißt, die haben allenfalls dann was davon, wenn durch diese Modernisierung zugleich
 die Heizkosten sinken, das wäre natürlich denkbar. Aber zugleich sind natürlich das Problem.
 Wie ist das denn eigentlich, gilt diese Subvention für den Austausch von Ölheizung auch in Mietgemietzhäusern?
 Weißt du das für dir, bis da wurde das gesagt? Denn wenn du dir auch als Vermieter die neue
 Ölheizung in deinem Mietzhaus auf dieser Art und Weise subventionieren lassen kannst, dann verdient
 es sich unter dem Schrift doppelt, denn du kannst ja dann zum einen die Subvention kassieren und zum
 anderen zahlen dir ja ohnehin die Mieter deine neue Ölheizung, weil du ja die Kosten dieser Modernisierung auf
 die Mieter umlegen kannst. Also ich habe nichts gegenteiliges gelesen. Das wäre natürlich, wenn ich
 fand das auch quatschig. Also wenn du Mietzehose ausschließen würdest davon warum?
 Eben, genau. Also im Grundsatz ist schon sinnvoll, dass man das auch für Vermieter gilt, selbstverständlich oder
 für Vermieterinnen. Auf der anderen Seite würden die dann halt doppelt kassieren. Die kriegen zum
 einen die Subvention und zum anderen können sie die Kosten noch auf ihre Mieter umlegen. Also da
 müsste dann zumindest die Subvention von den Umlagefegen Kosten abgezogen werden. Also die Studienautoren
 Kertrien von Grievenitz sagte der SZ statt der Vielzahl von Einzelmaßnahmen wäre ein höherer
 CO2-Preis besser geeignet um die Klimaziele zu erreichen, verbunden mit einer Prokopfentlastung.
 Wäre das auch eine sozialgerechte Lösung. Also so, wie von uns geziert einmal ein Monatenschek.
 Ja, beim. Einmal ein Monatenschek oder eine Überweisung wahrscheinlich eher. Das wäre, das wäre
 eine Möglichkeit gewesen und dann wäre hätte ein höherer CO2-Preis nämlich zugleich noch zu einer
 gewissen sozialen Umverteilung geführt. Ja, aber das, man muss das in aller Deutlichkeit sagen.
 Das ist eben Politik. Das heißt also die Parteien, die zurzeit die Bundesregierung tragen, die
 sind weder an einem wirklich wirksam Klimaschutz interessiert noch an einem sozialen Ausgleich.
 Genau. Also zu ähnlichen Ergebnissen kommt irgendwas als Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung,
 das Mekato-Institut für Globalgemein. Das sind keine die Städikalen. Nein, das sind keine
 linksradikalen Organisationen und das Mekata-Institut für globale Gemeingüter. Die kommen alle zu dem
 unter dem Strichselben Ergebnis, dass so wie das Ding jetzt gestrickt ist, werden unter und mittlere
 Einkommensgruppen davon stärker belastet die Zahlen im Prinzip die Zeche. Und das ist natürlich generell
 unerfreulich, aber es ist auch genau das Gegenteil von dem, wie er immer argumentiert wird. Ja, das wir halt
 den CO2-Preis nicht hochschrauben können, weil das eine zu große Belastung für die Bürger wäre.
 Für die unteren Einkommensgruppen, insbesondere. Und jetzt muss man sagen, genau das passiert. Die
 unteren Einkommensgruppen werden über das Doppelzühne. Ja, das was die Wissenschaft forderten,
 einen Tonnenpreis für eine CO2-Tonne von 50 Euro möglichst schnell, dass das mit dem Argument
 unter anderem abgelehnt wird, dass die Kosten zu hoch wären und dass die Leute zu sehr belastet
 werden. Und nun sind die Leute belastet, aber vor allen Dingen die unteren Mittlerinnen. Ja, wir haben
 noch einen Paper Hinweis. Ein Freund von mir hat mich nämlich hingewiesen auf einen Paper,
 das er jedenfalls sehr spannend fand. Und ich ehrlich gesagt, auch jedenfalls sie zusammenfass,
 und ich habe es auch nicht ganz durchgearbeitet. Für diejenigen unter unseren Höhren und Höhren,
 die auch gerne mal ein englischsprachiges Paper lesen mögen, Deep Adaptation heißt das,
 ein Map von Navigating Climbed Tragedy von Professor Jim Bando. Und er kommt zu dem Ergebnis,
 dass es in schon relativ kurzfristig droht jedenfalls zu einem Kollapsunseigesellschaften zu kommen,
 mit sehr dramatischen Auswirkungen auf das Leben der Leserin und Leser. Und das Paper untersucht
 insbesondere, welche psychologischen Strategien es gibt, um diese nahen der Unheil quasi zu verdrängen
 und so zu tun, als Gaps kein Problem. Und finde ich insbesondere aus einer psychologischen Perspektive,
 außerordentlich spannend. Genau. Und die entscheidenden oder die entscheidenden These des
 Paper ist es einfach, dass man sich mit diesen Verdrängungsstrategien auseinandersetzen muss, um zu schauen,
 was man politisch wirksam argumentieren kann. Ja, und vor allem, wie man auch Politik machen kann.
 Genau, das ist auch ein Radgeberpapier. Wie gehen wir mit diesen psychologischen Eigenheiten,
 um Politik vernünftig machen zu können? Wie tageln wir das Problem? Wir kommen zu unserem
 Schwerpunktthema der Woche heute. Das ist die Debatte, die Bizarre um die Frage, ob wir in Deutschland
 unsere Meinung sagen dürfen, ob die Meinungsfreiheit bedroht ist. Ich trau mich, das ja schon kaum zu formulieren,
 weil ich finde, das ist schon ein Teil des Problems. Denn wir haben es mit, wie ich finde,
 bedenklichen Schlagzeilen zu tun. Frankwurde-Algemein der Sonntazzeitung sagt, was man noch sagen darf,
 die Süddeutsche mal den Kopf zeichneten, Kopf auf die Titelseite, wo der Mund zugeklebt ist. Der Spiegel
 schreibt auf die Titelseite. Das Wort Meinungsfreiheit, da da da sind aber sechs Buchstaben, besonders
 davor gehoben, die dann zusammen unfrei ergeben. Das muss man schon ganz ehrlich sagen. Also führende
 Deutsche Medien neben quasi diesen Spin auf, das wird tatsächlich aktuell eine Bedrohung der Meinungsfreiheit
 erlebt und dazu ist es natürlich wahrnehmbungspsychologisch interessant, dass eine bestimmte
 Teese allein dadurch für viele Menschen plausibel wirkt, dass sie nur diskutiert wird. Das heißt,
 also selbst wenn eine Zeitung formal ein bestimmtes Thema als mit einem Fragezeichen versieht, bekommt
 das Thema, allein dadurch, dass man es diskutiert, schon eine enorme Präsenz im Denken der Leserin
 und Leser. Das heißt also natürlich ist es nicht dasselbe, ob man schreibt, Meinungsfreiheit ist bedroht,
 oder ob man schreibt, ist die Meinungsfreiheit bedroht, aber beide Formen der Themensetzung führen dazu,
 dass im in den Köpfen der Leserin und Leser also was wie ein Problem entsteht und für die ist denn
 das überhaupt gerecht. Eine Sache noch dazu, nicht um sonst wird hier ein Journalistenschulen eine
 Überschrift mit Fragezeichen immer ein bisschen argwöhnt, ist betrachtet. Genau aus diesen Grundes.
 Weil es im Grundeslandart Mogelei ist. Ja, weil es eine Mogelei ist. Du hast eine Tatsache, die du nicht
 belegen kannst, so richtig, ja, aber du willst einfach mal die Frage aufwerfen, das klingt erst mal plausibel,
 aber das mesachtet das Journalisten und Journalisten in solchen Medien eine Verantwortung haben und alles,
 was sie auf die Titelseite schreiben, hat eine Wirkung. Und dann kannst du nicht so tun, ja, wir haben es doch
 normal gefragt. Genau, wir werden die Debatte so, ne? Wir wollten einfach mal fragen, die Debatte. Ich finde,
 das ist zu wenig. Da stielt man sich aus der Verantwortung und da muss man sich mehr darüber Gedanken machen,
 ob dem wirklich so ist. Und es gibt natürlich eine Reihe von Ereignissen, um die sich herum dieser
 Debatte so kristallisiert. Also berechten ist es sowieso so, dass sie bei allen Schreien die Mannungsfreiheit
 eingeschränkt, sobald sie gegenwinnt kriegen, sobald sich jemand beklagt über das, was jemand gesagt hat,
 dann lernt Luke, könnte zwar mal seine Vorlesung nicht halten an der Uni Hamburg. Gründer der AfD wurde,
 ja, zwar mal wenn du am dritten Mal ging es da mit Polizeischutz, Udo Lindenberg hat jetzt auf Facebook
 die AfD kritisiert und Stefan Brandner von der AfD, Vorsitzende des Rechtsausschusses im Bundestag hat
 dann getwittert, ja ja kein Wunder, dass der sich über uns aufregt, #judaslohn jetzt wird überlegt, ob Brandner abgewählt
 werden soll vom Vorsitz des Rechtsausschusses. Also, ich habe ja auch alle mitbekommen, diese Debatte läuft und es entzündet sich
 häufig an Äußerungen und an Gegenäußerungen so angegengenwend. Und wir dachten, wir müssen das mal so ein bisschen sortieren,
 wie wir das vielleicht hier öfter tun sollten. Also, ich würde erstmal denken, aus juristischer Perspektive,
 Meinungsfreiheit hat sich nichts geändert. Das muss man in dieser Deutlichkeit sagen. Also es gibt jetzt überhaupt keine stärkere
 staatliche Kontrolle, es gibt keine strengeren Gesetze gegen die Meinungsfreiheit. Es gibt auch keine Gerichtsurteile,
 die das jetzt wahnsinnig in letzter Zeit eingeschränkt. Ganz im Gegenteil denken wir an das Renate Kühner,
 es öfter des Landgerichts Berlin, das markiert ja im Grunde eher einen Gegenposition, ja, wo selbst brutalste Äußerungen
 noch unter der Überschrift Meinungsfreiheit letztlich durchgewunken wurden. Und ich denke, ein Stichwort darf natürlich nicht fehlen bei unserer
 steilen Teese, dass sich russisch nichts getan hat, Stichwort Netzwerk durchsetzungsgesetz. Also dieses Gesetz, das seit einigen Jahren sozialen
 Netzwerke dazu verpflichtet, Mechanismen vorzuhalten, wo Menschen illegal Inhalte melden dürfen. Da muss man ganz deutlich sagen,
 dieses Gesetz soll ja nur dazu dienen, schon längst verboten ist, auch tatsächlich aus den Netz zu entfernen.
 Das heißt, da ist nichts neue verboten worden, sondern im Gegenteil des Gesetzes verfolgt das Ziel, dass die Dinge auch
 schneller aus den Netz verschwinden, die ohnehin verboten waren. Die ohnehin auch nie von der Mannungsfreiheit gedeckt waren.
 Nee, wo im Gegenteil, wo das Strafgesetz gerade das Grundrecht auf Meinungsäußerungsfreiheit einschränkt, man muss natürlich
 konzidieren, dass es immer die Sorge gab, dass das Netzwerk durchsetzungsgesetz ein Beier hat. Das haben wir auch in der Lage häufig
 kritisiert, es ist also quasi unausgewogen, weil es die Netzwerket nur dann sankt, wenn sie zu viel im Netz lassen,
 aber nicht dann sankt, wenn sie zu viel löschen. Und weil es insbesondere auch keine Mechanismen kennt, um zu
 unrecht gelöschtes wieder reinstellen zu lassen. Als Netzwerk durchsetzungsgesetz ist im Grunde so das einzige, wo man sagen konnte,
 da hat sich die Rechtslage geändert, aber man muss auch fähreweise zugeben, dass die Sorgen, die auch so aus der Zivilgesellschaft geäußert wurden,
 in dem Bezug auf das Netzwerk durchsetzungsgesetz, sich bis lang jedenfalls nicht statistisch niedergeschlagen haben.
 Also deswegen unsere Stese, also ristisches alles beim All.
 Jetzt aber würde ich mal sagen, faktisch gesellschaftlich. Hat sich doch einiges geändert und zwar, und zwar denke ich,
 dass es eigentlich und dann Strich mehr Meinungsfreiheit gibt. Vor allen Dingen war sich die Struktur des öffentlichen Diskussionsraums geändert hat.
 Durch soziale Medien, zum Beispiel, dadurch, dass du in sozialen Medien, ah, deine Meinung äußern kannst, ohne dein Klan anzunehmen,
 einem potenziell riesigen Publikum, was dir, was diesen Leuten früher nie zugehört hätte und zur Verfügung gestanden hätte.
 Und dadurch hat sich schon ein neuer Diskursraum eröffnet, mit mehr Meinungsfreiheit und es hat auch dazu geführt, zum Beispiel,
 ein Effekt ist, dass sich Gruppen, die bisher in einem traditionellen, von massen Medien geprägten Debattenraum kaum zu Wort melden können und kaum gehörfunden gefunden haben,
 jetzt zu Wort melden können. Maginierte Gruppen, ja, irgendwie weiß ich nicht, Minderheiten.
 Jeder Kulör können jetzt ihr Anliegen vorbringen.
 Genau. Also die Rechtslage ist im Prinzip unverändert, aber rein praktisch, rein faktisch gibt es viel mehr Möglichkeiten, seine Meinung zu sagen.
 Die insbesondere auch, Gruppen zu verfügen stehen, die früher in den massen Medien, eben darum kämpfen mussten, überhaupt Raum zu füllen.
 Das ist also eigentlich erst mal eine Erkenntnis, es gibt sehr viel Meinungsfreiheit, es gibt ein zweifel mehr Meinungsfreiheit als früher.
 Wir wollen natürlich jetzt nicht aus dem Blick verlieren, dass es auch mit dieser Zunahmeanmeinungsfreiheit im öffentlichen Raum,
 gerade durch das Internet auch neue Probleme gibt.
 Absolut, ja. Ich glaube, die Reibung hat extrem zugenehm.
 Genau, also ein Problem zum Beispiel ist, dass zwar marginalisierte Gruppen sich grundsätzlich leichter äußern können, leichter auch quasi Subgruppen bilden können.
 Also zum Beispiel, dass man das man sich auf Twitter äußert und dann Menschen, die mit denen man irgendwie früher sich nur müsen hätte austauschen können, über irgendwie Telefonketten und Briefverteiler und so.
 Dass man mit diesen Menschen jetzt eben quasi virtuelle Gemeinschaften schaffen kann, sich mit denen austauschen kann.
 Und auch soll analysieren, kann auch soll analysieren.
 Das ist natürlich ein großer Vorteil. Auf der anderen Seite muss man natürlich sehen, sind auch gerade Angehörige von Minderheiten, zum Beispiel auf Twitter und Facebook besonders krassen Formen von Eingriffen ausgesetzt.
 Das heißt, also Hassregel im Internet ist eben auch eine Realität.
 Zunächst mal waren die Möglichkeiten erweitert, aber wir erleben da schon im Grunde heute so auch so ein Teil war, so ein Backlash, das also zum Beispiel Frauen, die sich auf Twitter politisch äußern,
 in einer Weise, die jetzt zum Beispiel irgendwelchen Nazis nicht passt, sehr häufig extrem aggressiver gegen Redausgesetzt ist.
 Es ist ja nicht alles nur friedlicher Diskurs und das geht ja hin, bis hin zu Vergewaltigungsdrohung und Morddrohung, was dann dazu führen kann, dass solche Menschen sich wiederum aus dem Diskurs zurückziehen.
 Das heißt, die Meinungsverhältnisse einerseits erweitert durch Internetkommunikation, aber zugleich ist diese Erweiterung wiederum verletztlich.
 Das heißt, also diese Menschen, die sich jetzt durch das Internet mehr äußern konnten, die sind zugleich davon bedroht, wieder verdrängt zu.
 Ja, und ich glaube, das führt jetzt zu dieser Frage, sind in alle Meinungen, die sich da reiben, die beiden Seiten.
 Und das sind ja im Kern auf der einen Seite rechte, sehr konservative, rechtsradikale, würde ich sie mal beschreiben.
 Und auf der anderen Seite, Minderheiten, Menschen, die sich eher für eine offene Gesellschaft, lieberelle Gesellschaft einsetzen und auch eine Gesellschaft einsetzen in der Minderheiten ihr Recht da haben.
 So im Grum, würde ich mal, würde ich das mal so beschreiben.
 Jetzt ist ja die Frage, na ja, die Einsagen halt ihre Meinung und die anderen eben auch.
 Und ich glaube, da gibt es aber ein strukturellen Unterschied bei der rechten Kommunikation.
 Und insbesondere bei der Rechtsradikale. Bei der Rechtsradikale, die CDU-Fraktion, als rechte Kommunikation würde ich mal ausdecken.
 Aber bei der Rechtsradikale geht es darum, dass die Grundannahme da ist, eine Höherwertigkeit zu besitzen, gegenüber anderen Minderheiten und zu einer Herrschaft im Diskurs anzustreben.
 Also Sascha Lobo hat das irgendwie in seiner Kolomne so beschrieben.
 Missbrauch des Begriffs Meinungsfreiheit als Rechtfertigung für Hass und Hätze, vor allem durch Gruppen, die unter Meinungsfreiheit nichts anderes verstehen als die eigene Meinungsherrschaft.
 Und deshalb die blose Existenz von Widerspruch bereits als Einschränkung begreifen.
 Und ich glaube, da ist ein wichtiger Mechanismus beschrieben, der zu dieser erhöhten Reibung führt, nämlich in diesem Rechtsextrem, rechtsextremistischen Bereich halten sich vor allen Dingen Leute auf, die
 in der alten Gesellschaft, wie sie lange, lange dominant war, sehr viel Privilegien genossen haben.
 Weiße Männer. Weiße Männer. Und die leben jetzt in einer Gesellschaft, heterosexuelle Männer.
 Die leben in einer Gesellschaft, die sich wandelt, die offener wird, wo Minderheiten mehr Rechte bekommen und sich zu Worten nehmen.
 Oder auch mehrheiten, Philipp Stichwort, Frauen. Ja, das muss man hier immer mal sehen.
 Zum Beispiel Randstätistisch haben wir lieber deutlich mehr als die, aber bisher benachteiligte.
 Und sie erleben jetzt aufgrund dieser anderen Struktur, dieses öffentlichen Debattenraums Widerspruch, diese privilegierten Menschen rechtsradikal wie es sehr beschrieben hat.
 Genau, und das führt einfach zu einer besonders hohen Gewaltbereitschaft.
 Jedenfalls wir balen, eine Gewaltbereitschaft. Ich würde jetzt, ich würde glaube ich die Unterschiede nicht machen an der Stelle, dass sie irgendwie rechte und linke nicht bald,
 seit davon überzeugt werden, dass sie quasi die Weißhabedlöffel gegessen hätten.
 Also, das ist ja etwas Unterschiede. Das ist nämlich was anderes. Die Frage ist, wie, also, ich denke, dass auch ein linker Mensch und zwar einfach seine Weltanschauung für überzeugende Held, als ein rechter Mensch.
 Da war ich nicht anders. Aber wie aggressiv bist du da? Ja, wie aggressiv und was ist dann Anspruch?
 Alleinherrschaft. Ja, alleinherrschaft. Ich würde behaupten, für viele linke und marginalisierte Gruppen geht es in erster Linie darum, gleichberechtigung zu erfahren.
 Und gesellschaftliche strukturelle Ungerechtigkeiten, eliminiert zu sehen und eine Gesellschaft anzustreben, in der Minderheiten die gleichen Rechte haben, wie mehrheiten.
 Dass der Ton oft nicht stimmt, dass die Mittel dafür oft nicht stimmt geschenkt. Aber das ist deren, würde ich sagen, für viele, deren Impuls und deren Antrieb.
 Bei der rechten Kommunikation würde ich den Antrieb anders sehen. Da würde ich sehen, Verteidigung tradiert der Privilegien. Und zwar auch dadurch, dass man Menschen zum Schweigen bringen, die diese Privilegien fragt.
 In Frage stellen und auch zum Erhalt dieser Privilegien, indem man andere Menschen niedermacht, andere Gruppen für Minderwertig erklärt und anderen Gruppen rechte abspricht.
 Deswegen ist es so perfide, wenn jetzt ausgerechnet auf der rechten Seite des politischen Spektrums die Einschränkungen der Meinungsfreiheit postuliert wird. Oder diagnostiziert wird. Denn genau diese Einschränkungen der Meinungsfreiheit gibt es überhaupt nicht. Es gibt es hier wieder rechtlich noch faktisch.
 Es ist nur so, dass gegen Exesse wie zum Beispiel Hassräde im Netz tatsächlich so langsam, aber sicher, sich so etwas wie eine Gegenbewegung formuliert.
 Ich habe im Sommer schon diesen Vorschlag gemacht, dass man doch mal, wenn man eben nicht rausfinden kann, wer hinter einem Account steht, dann eben richtig den Account sperren können lassen sollte.
 Das ist jetzt ein Vorschlag, der freudlicherweise immer weitere Kreise zieht. Ich hatte in der vergangenen Lage, glaube ich schon, gesagt der Bund der Kriminalbeamten hat sich den zu eigen gemacht, was mich sehr gefreut hat.
 Es gibt es eine neue Positionspapier vom deutschen Juristinnenbund, also quasi der Vereinigung von Frauen, die in juristischen Berufen sich engagieren oder die teilweise noch juristudieren.
 Und die haben es als Teil ihres aktuellen Forderungspapiers zum Thema Internet aufgenommen, dass sie auch ein solches digitales Gewaltschutzgesetz für eine sinnvolle Lösung halten.
 Das freut mich natürlich sehr. Spannend ist allerdings natürlich auch die Frage, dass kann jetzt in dieser Woche in einer Twitter-Diskussion ein bisschen zum Tragen, ob denn nicht möglicherweise so eine Accountsperre wiederum eine Einschränkung der Meinungsfreiheit ist.
 Und deswegen verfassungswidrig. Und gut, da muss man natürlich zunächst mal sagen, also nur weil etwas eine Einschränkung eines Grundrechts ist, bedeutet es noch lange nicht verfassungswidrigkeit.
 Also ein Kurzschluss, den ich sehr häufig beobachte, ganz unabhängig um welches Thema es geht. Nur weil ein Grundrecht berührt ist, weil also ein bestimmtes staatliches Handel in den Schutzbracher eines Grundrechts eingreift, ist es noch lange nicht verfassungswidrig.
 Es braucht dann nur eine gesetzliche Grundlage, die habe ich ja gerade gefordert. Und hier gibt es dann sogar noch eine grichtliche Entscheidung, das heißt, da gibt es eine ganze Menge verfahrensrechtlicher Sicherung.
 Und natürlich muss der Eingriff geeignet, erforderlich und auch angemessen sein. Damit man das als eine verfassungsmäßige Einschränkung der Meinungsäussungsfreiheit ansehen kann.
 Und da würde ich sagen, klar, das hängt vom Einzelfall ab, das muss eine gut begründete Entscheidung sein. Aber wenn ein Twitter Account oder eine Facebookseite systematisch verwendet wird oder missbraucht wird, um andere Menschen anzugreifen,
 dann denke ich, ist eine Einschränkung dieses Angriffsmittels durch eine Accountsperre, ob nun zeitweise oder dauerhaft durchaus ein geeignetes und auch verhältnismäßiges Mittel?
 Ja, zumal das dazu beitragen könnte in diesen neuen Debattenraum so eine Advaffengleichheit herzustellen. Denn es macht einen großen Unterschied, ob Angela Merkel, Sascha Lubo, hat auch darauf hingewiesen, ob Angela Merkel in einem Shitstorm steht und sagt, ja, ist nicht angenehm, aber da kommt man schon durch, sitzt im Kanzleramt.
 Angela Merkel hat zum Beispiel Dauer Shitstorm, die wird ja jeden Tag irgendwie von den anderen oder ob du eine lesbischwarze Autoren bist, denn private Adresse im Internet gepostet wird.
 Genau, man hat sich da vor der Tür stehen. Also das macht einfach einen Riesenunterschied und solche Leute zu schützen, fänd ich schon einen digitalen Mittel.
 Ja, und da ist ja, und ich wollte nur ganz kurz, um dieses Thema abzuschließen, nach einem verfassungsrechtlichen Argument bringen.
 Ich glaube, diese Accountsperren darf man auch nicht in so einem zweipoligen Verhältnis verstehen. Also man darf das nicht so verstehen, als würde der Staat hier einfach nur jemandem seinen Twitter Account wegnehmen, sondern ganz im Gegenteil.
 Der Staat nimmt in dieser Situation seine Verantwortung, war dafür, den Diskursraum überhaupt zu erhalten. Wir haben es gerade schon gesagt, Twitter und auch andere Online-Medien führen dazu, dass sich jetzt Menschen wieder mehr äußern können, die das überhaupt erst mal so richtig gegenüber einem breiten Publikum äußern können.
 Wenn sie aber durch Hassprädiger aus dem Internet vertrieben werden oder jedenfalls von Twitter zum Beispiel vertrieben werden, dann wird damit auch deren jedenfalls faktische Meinungsäuse-Rungsfreiheit beinträchtigt.
 Zwar nicht durch den Staat, aber eben durch dritte. Und wenn der Staat jetzt diese Rogue Accounts, diese Brotalo Accounts, die eben die Meinungsäussungsfreiheit anderer stark beeinträchtigen, wenn der Staat solche Accounts zeitweilig oder dauerhaft abklemmt, dann graf der zwar in die Meinungsäussungsfreiheit dieses einzelnen unbekannten Ein.
 Aber zugleich schützt er ja die Möglichkeiten, viele, viele anderer Menschen sich zu äußern. Das heißt, der Staat kurahtiert im Grunde ein Diskursraum.
 Er kurahtiert den Diskursraum Twitter oder Facebook, indem er bestimmte besonders brutale und rechtswidrig agierende Stimmen für eine Weile ausschliessen.
 Genau, dazu noch zwei Zitate von Matthias Duffner, dem Chef des Axispringer-Konzerns, der im Spiel gesagt hat.
 Ersens zu diesen Schitstorms. Er sagt unter Hitler und Stahlien haben Menschen ihr Leben riskiert. In Deutschland 2019 riskiert man einen Schitstorm und kaum einer traut sich. Jeder könnte in Deutschland sagen, was er oder sie denke, so Duffner, seine paradoxe Beobachtung, die weniger Mut ist kostet seine Meinung zu äußern, desto weniger Mut ist vorhanden.
 Also, nochmal. Das mag für ihn gelten, wenn er im Schitstorm steht.
 Weil er der priviligierte Spinnerboss ist. Aber wenn du auf der anderen Seite stehst und weniger priviligen hast, ist schon ein Schitstorm. Jetzt, ne, turistkist, ja, viele riskieren aber auf durchaus auch ihr Leben unterstellen.
 Seinmal, seinmal, seinmal ein Mensch mit Migrationshintergrund in einem sechstischen Dorf und hat mal eine irgendwie relevante Twitterpräsenz.
 Und aufgeregte Meinung. So, zweiten sagt er Diskurs in Deutschland. Dieser sei politisch korrekt sediert. Also ruhig gestellt. Das helfe der AfD. Wir erleichtern, sagt er der AfD ihre widerliche Taktik, indem die Räume des öffentlichen Sagtbahnen länger gemacht werden. Also, politisch korrekt sediert.
 Ich finde, das, was die Leute mit politisch korrekt meinen, ist der Versuch, eine offene und gerechtere Gesellschaft auch sprachlich abzubilden. Und Gender, zum Beispiel.
 Und das mag mit so einem mühsam sein. Aber wenn es dazu beiträgt, Frauen und andere, die bisher in der Sprache zu kurz kamen, sich da nicht wiederfanden, dort abzubilden, dann ist es das Wert.
 Und ich finde, dieses politisch korrekte, da steckt auch drin, dass kein Widerspruch geduldet wird. Dass irgendwie jeder einfach sagen kann, was er will. Und wenn du dann sagst, deine Sprache ist ungerecht, benachteiligt, andere, dann heißt es nicht, ich nehme ihm das Wort.
 Ich verbiete dir das Gericht, das zu sagen. Du sagst das, du sagst das. Ich finde es schlecht, dass du das sagst. Ich nenne einen Grund, warum du das sagst.
 Aber das gehört zu dir, dass er der Batte dazu und das als politisch korrekt zu deformieren, dass es wirklich ein Kampfbegriff geworden ist.
 Es ist unredlich und wird in der Sache, ich wollte dir das.
 Das ist ein wichtiger Punkt, für die ich noch einmal gerade explizit machen wollen. Es ist eben gerade keine Beschränkung der Meinungsäussungsfreiheit, wenn man kritisiert wird.
 Das muss man sich immer wieder klar machen. Der Beschränk und der Meinungsäussungsfreiheit ist dann, wenn man z.B. durch verbale Angriffe in Online-Media soweit eingeschüchtert wird, dass man nichts mehr sagen mag.
 Oder wenn einem die Möglichkeit faktisch genommen wird, dass man sich überhaupt äußern kann. Wenn man aber einfach nur eine Teese sagen kann und damit Kritik aufsicht zieht, in legaler Form natürlich,
 dann hat das nichts wieder eine einschankte Meinungsäussungsfreiheit zu tun. Es gibt kein Grundrecht auf Widerspruchsfreiheit. Ganz im Gegenteil, der witzt ist bei Meinungsäussungsfreiheit, dass sie Widerspruch auf sich ziehen, dass eine Meinung Widerspruch auf sich ziehen können soll, denn das ist ja diskuss, ja, Rede und Gegenrede.
 Und ich errik Wallis, Sprachforscher und Sprecher von Greenpeace, der führt noch einen dritten Punkt hinzu, den ich auch ganz um das Anfrage ersagt, zur Meinungsfreiheit gehört auch die Dimension des Zuhörns.
 Nur so nützt Meinungsfreiheit unserer Gesellschaft, sagt der im Spiegel, wenn wir Meinungen, die wir nicht mögen, zumindest zur Kenntnis nehmen und versuchen, sie ansatzweise zu verstehen und an fragt der Spiegel, wenn rassistische und menschenverachtende Sätze fallen, sind dann nicht die Grenzen der Meinungsfreiheit erreicht und er sagt, gegen Frage.
 Was soll ich denn mit jemandem machen, der diese Grenzen überschreitet, ihn ins Gefängnis sperren oder zumindest in sozialen Netzwerken blocken, das spaltet die Gesellschaft weiter, wenn ich glaube moralisch auf der überlegenden Seite zu stehen.
 Und eine bessere Gesellschaft will, muss ich, selbst wenn mich die Meinungen anwiedern, diesen Menschen zum Kaffee einladen und fragen, wie kommst du zu deiner Meinung?
 Ja, also ich würde auch da sagen, ist eine ziemlich privilegierte Position.
 Ich meine, in den Kommentaren zur Lage machen wir das ja so, in den Kommentaren zur Lage, dulden wir ja so gut, wie jede Meinung, sofern sie jetzt nicht ummittelbar Menschen verachten, ist oder uns beiden persönlich angreifen.
 Das heißt, in den Kommentaren zur Lage gehen wir da, denke ich sehr weit, wenn es darum geht, Leuten zuzuhören, unsere Argumente nochmal zu erklären, manchmal ist es ja auch so, dass andere Hörerinnen und Hörer dann sich einschalten oder meistens das so eine Argumente bringen.
 Ich finde aber, dass das eine etwas privilegierte Position ist, weil man das eben nicht von jedem verlangen kann.
 Weil es natürlich einfach was mit einem Menschen macht, wenn zum Beispiel eine Frau auf Twitter, Stale, Thesenvertret oder auch einfach nur für menistische Positionen vertret und dafür regelmäßig von hunderten von Leuten, teilweise in Menschen verachten, daweise angegriffen wird, da finde ich nicht,
 nicht um da mal im Bild zu bleiben von Herrn Wallis, die Einladung zum Kaffee schon einen ziemlich hohen Anspruch. Das kann man eben nicht von jedem verlangen.
 Und ich glaube deswegen ist diese Frage, reden mit Nazis ja oder nein, so einfach nicht zu beantworten.
 Ich finde alle als Nazis zu bezeichnen, die die AfD wählen, finde ich falsch. Ich finde es genauso falsch zu sagen, wir reden nicht mit Nazis.
 Ich finde es richtig, dass demokratische Parteien sich zusammenschließen, um die AfD aus einer Regierung auszuhalten. Wallis bezieht sich hier aber auch auf einen Vorfall.
 Er hat eine Vorlesung gehalten, kommen Vertreter der neuen sogenannten neuen Rechten rein, landieren in welche Sprüche.
 Er schmeißt den nicht raus oder holt die Polizei, sondern lädt sie ein zu bleiben und mit ihnen zu diskutieren.
 In solchen Fall kann man das sicherlich machen, da kann man sicherlich hingehen, sagt bleibt doch, wir reden miteinander.
 Das hängt vom Forum ab, das hängt von deiner Position ab, das hängt von der Situation ab. Das hängt davon ab, ob du es mit einer Partei zu tun hast, mit einzelnen Partei vertretern oder mit deren WLAN und in welcher Situation du dich gerade befindest.
 Ich will nur zwei Sachen los, wenn das eine ist, wenn man eine einfache Lösung propagiert, die einfach umzusetzen ist, nämlich einfach nicht zu reden.
 Mit niemandem sollte man skeptisch werden. Das kann in einzigen Fällen richtig sein, aber das als Generallösung zu verkaufen finde ich zu einfach.
 Dafür ist das Problem zu komplex, um einfach zu reden zu sagen, wir reden nicht mit den.
 Dieser Punkt mit der Spaltung der Gesellschaft, der ist was dran.
 Ja, aber es ist nicht mehr miteinander reden.
 Ja, das hängt von davon ab, wo man miteinander redet.
 Ich glaube ganz ehrlich, du kannst das in einer kleinen Runde machen.
 Aber insbesondere den großen Talkshows in deutschen Fernsehen würde ich den großen Vorwurf machen, dass sie viel zu viel mit Nazis reden oder mit rechtsradikalen reden und sie insbesondere nicht konfrontieren, denn das große Problem ist doch.
 Und dass viele rechtsradikale Thesen deswegen so wahnsinnig attraktiv sind, weil sie im Grunde eine Form von Egoismus sind, der nur fokussiert wird auf eine bestimmte Form von Menschenfantigkeit.
 Das haben wir in der letzten Folge genauer diskutiert, wer sich dafür interessiert, was wir damit meinen kann, dass wir noch mal nachhalten.
 Das ist im Grunde eine Form von Egoismus, man sagt den Menschen, du kommst zu kurz und daran sind andere Menschen schuld und deswegen müssen wir die Ausgrenzen und dann kommst du wieder zu deinem Recht.
 Und das Problem ist, dass diese Thesen egal, wie man ihnen kommunikativ entgegtritt, waren sie nicht attraktiv sind, weil der Mensch eben leider strukturägegoistisch ist.
 Ja, das heißt also, es braucht immer so was wie einen kulturellen Überbau, um den natürlichen Egoismus eines Menschen zu überwinden und ihnen in irgendeiner soziale verträgliche Form zu bringen.
 Das ist das große Problem, wenn du jetzt diesen Nazi-Egoismus in Torkschaus immer und immer wieder den Leuten vorfürst, unter der Überschrift, Meinungsfreiheit, unter der Überschrift ausgeglichene Debatte, unter der Überschrift, verwirr wollen ja auf gar keinen Fall vermeiden, dass wir jetzt irgendwie in die Lügenpresse gekommen sind, dann wirbst du, ob du das willst oder nicht für die Rechtsradikal.
 Denn es ist einfach extrem schwer, dem Argument her tief in so einer Torkschaussituation, wo die einfach nur 30 Sekunden Sätzchen sagen müssen, zirks am Entgegen zu dreht.
 Da würde ich die Recht geben und das bespricht ja für mein differenziertes Argument. Es hängt extrem vom Forum ab, es hängt von deiner Position ab, es hängt von dem ab mit wem du da redest, der sind das irgendwelche Wähler, die beim Lauben fest, irgendwie sagen sie haben AfD gewählt oder lehnt so diese Leute in die Lage ein oder in eine Torkschaura oder oder oder.
 Also da würden wir ja nie machen, wir würden ja nie mal zu einen Menschen wie Lücke oder oder gar Höcke in die Lage einladen. Wir hören dessen Redenzu, wir zitieren die Unfelts, dass man jemand nachhören möchte.
 Wir machen uns ja auch gelegenlich die Mühe, die zu die konstruieren. Also ich hatte jetzt das vom paar Tagen mit Freunden zusammen. Da haben wir noch mal kurz in eine Lagefolge sogar reingehört, nämlich aus dem Januar 2017.
 Das war als Höcke in der Rästen, war es glaube ich so eine Rede gehalten hat, die in der Struktur und in der Wort war verdächtig nah an der berühmberüchtigten Sportpalast Rede von Josef Göbbelstrandi.
 Kann man sich noch mal anhören? Ich weiß nicht mehr welche Lagefolge das jetzt war. Jedenfalls Januar 2017, Höcke Sportpalast Rede. Das muss man sich einfach mal reintun. Und das machen wir, wir stellen den vor, aber wir lassen die nicht einfach unwidersprochen hier seine Nazitäsenpustulieren.
 Also um ein Strich drunter zu machen, ich glaube nicht, dass die Meinungsfreiheit in Gefahr ist, sie befindet sich lebt und versucht zu leben in einem neuen Debattenraum.
 Und da gelten andere Regeln, weil eben am Stammtisch die Wirkung eine Aussage, eine andere ist, als wenn ich sie 30.000 Follower auf Twitter oder Facebook entgegen rufe.
 Und da werden neue Umgangsregeln gerade verhandelt, juristisch, aber auch gesellschaftlich sozial. Aber ich sehe nicht, dass die Meinungsfreiheit an sich da in Gefahr ist.
 Nein, ganz im Gegenteil. Ganz im Gegenteil, die Meinungsfreiheit braucht glaube ich unseren Schutz.
 Ja, der Staat sollte glaube ich etwas aktiver werden, wenn es darum geht, die Meinungsfreiheit gerade auch online dadurch zu schützen, dass er Menschen gezielt oder auch Accounts gezielt ausschließt, jedenfalls zeitweise die diese Meinungsfreiheit im Grunde unterminieren.
 Wir haben noch ein Thema. Ja, da geht es um das digitale Versorgungsgesetz. Ja, ganz genau.
 Wieder mal ist ein Gesetz, unter dem Radar durch den Bundestag geflogen, dass außerordentlich problematisch ist.
 Und in diesem Fall geht es um das Gesetz für eine bessere Versorgung durch Digitalisierung und Innovation.
 Ja, kurz digitale Versorgungsgesetz, das klingt ja erst mal gut. Genau.
 Das soll schon eine bessere Versorgung, mehr Digitalisierung im Gesundheitswesen sorgen. Aber das Problem steckt wie immer im Detail dazu muss man sagen, die entsparen der Gesundheitsminister.
 Der gilt in dieser Branische, das als positives vorweg, durchaus als Innovationstreiber.
 Also ich habe aber ein paar Projekte, Gesundheitskarte und so, die völlig im Schlaf lang und wo nichts voran ging und so in dieser generellen, in dieser Digitalisierung-Dipparte im Gesundheitswesen,
 hat der neutral gesagt gesprochen für Bewegung gesorgt. Ja, und kann man nicht. Und und und und Dinge mal vorangetrieben und blockaden aufgebrochen.
 So das erstmal vorweg ein Ergebnis davon ist aber dieses digitale Versorgungsgesetz, das durchaus im Detail erheblich Probleme hat, der Bundestag beauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit.
 Ulrich Kerber von der SPD der schreibt in seiner Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf, die das digitale Versorgungsgesetz bedeutet eine grundlegenden Paradigmenwechsel im Deutschen Gesundheitswesen. Das klingt ja erst mal neutral.
 Ja, das klingt neutral und dieser grundlegende Paradigmenwechsel, der bezieht sich insbesondere auf die Rolle der Krankenkassen. Das klingt jetzt erst mal gleich ganz schön abstrakt. Das hat aber sehr konkrete Folgen.
 Vielleicht mal zu den Fakten. Das ist ein Gesetzentwurf der Bundesregierung der Ermittwo vom Gesundheitsausschuss mit den Stimmen der Koalition zu Fraktionen angenommen worden ist.
 Und am Donnerstag wohl im Bundestag beschlossen worden ist, das ist es, wenn er noch nicht im Informationssystem des Bundestages enthalten, hieß aber so in der Presse Philipp. Das haben wir, das heißt, also ist wohl offenbar beschlossen worden.
 Der Bundestag ist standfreitagmittag, wo wir aufnehmen, noch nicht soweit das auch zu dokumentieren. Das kommt bestimmt noch. Die Bundesregierung ist der Meinung, dass das Gesetz sei auch nicht zustimmungsbedürftig im Bundesrat.
 Das heißt, also Einspruchsmehrheit wird im Bundesrat wohl nicht zustande kommen. Das heißt, also man könnte davon ausgehen, dass Roll zu durch. Und wie gesagt, dieser Paradigmenwechsel, der bezieht sich vor allem auf die Rolle der Krankenkassen.
 Diese Rolle soll massiv ausgebaut werden. Die Kassen sollen nämlich zum Beispiel die Kosten von Citat digitalen Gesundheitsanwendungen, Citat Ende ersetzen.
 Das heißt, also diese Gesundheitsapps, was immer das dann konkret sein mag, sollen Teil der Kassenleistung werden, was im Prinzip eine gute Idee ist, es bringt die Krankenkassen aber auch in die Rolle solche Apps testen und zulassen zu müssen.
 Das heißt, die werden im Grunde zu so kleinen Digital-Eigenturen. Und auch sonst sollen die Krankenkassen die Entwicklung digitaler Innovationen fahrend und zwar insbesondere digitale Innovationen.
 Und damit meint man digitale Medizinprodukte, telemedizinische Verfahren oder auch IT-Gestützte Verfahren in der Versorgung, was das konkret ist. Telemedizin sind diese berühmtele OP's zum Beispiel.
 Ja, das ist aber sehr weitrein. Es reicht ja auch schon so was für eine Videospresstunde.
 Also, dass du verplant keinen Arzt mehr geben kannst.
 Und dass man mal für so ein paar Konsultationen das per Videochet machen kann, ist ja erstmal eine durchaus sinnvolle Nummer.
 Die digitale Innovation und Versorgungsinnovation klingt erst mal gut.
 Das Problem ist nur, dazu sollen die Krankenkassen erstmals auch die Gesundheitsdaten der Versicherten, also welche, was haben die so?
 Welche Krankheiten wurden diagnostiziert, welche Medikamente müssen sie nehmen, Personen bezogen auswerten dürfen. Und da die darin liegt dieser von Bundesdatenschutzbeauftragten diagnostizierte Paradigmenwechsel.
 Denn bis lang durften die Krankenkassen nach den Grundsätzen des Sozialdatenschutzes im Regelfall kein medizinischen Datenverarbeit.
 Ich habe das auch mal versucht. Ich war mal im Krankenhaus und da stellte sich dann hinterher raus, dass es da offensichtlich so ein paar Resistenzen gegen welche Antibiotika gab.
 Und dann habe ich jetzt zwei oder Jahre später noch mal da angerufen. Erst mal bei meiner Krankheit, weil ich mal rausfinden wollte, war das so und was war das? Und was ging es da?
 Und habe ich bei der Krankenkasse angerufen und sie sagt, das können wir nicht sagen. Ich sage warum können Sie mir das nicht sagen? Wir wissen nicht, was Sie da bekommen haben.
 Wir wissen, Sie waren im Krankenhaus. Und die gibt auch eine Rechnungssummer?
 Es gibt auch eine Rechnungssummer und es gibt auch so eine grobe Diagnose.
 Also Kotenummern? Aber derzeit.
 Ganz genau. Das ist eben der, was die Krankenkassen sollen, eigentlich keine medizinischen Datenverarbeiten. Dafür gibt es nämlich den sogenannten medizinischen Dienst der Krankenkassen, also eine ärztliche Unterabteilung, die dann aber wiederum ärztliche Schweigepflicht hat.
 Die Kassen selbst sollen sich halt um die Versicherung und um die Abrechnung kümmern. Und diese neuen Vorschriften sollen jetzt aber den Krankenkassen prinzipiell die Personen bezogenen zusammenführung und Auswertung aller bei ihr gespeicherten Daten ermöglicht.
 Das heißt, auf Deutsch die Kassen können Gesundheitsprofile aller gesetzlich versicherten Menschen in Deutschland erstellen. Und zwar ohne Opt-Out.
 Ja, also da würde man, ich dachte ja immer so, ja, hat ja alles Vorteile. Ja, das kann ja alles für eine gute Sache sein und vor allen Dingen denkt man,
 erst mal wenn das an einem deutschen Gesetz steht, dann wird es doch da eine Einwilligung geben. Und es wird die Möglichkeit geben zu sagen, ja, im Prinzip schon, aber nein, danke. Also ein Opt-Out.
 Einwilligung oder Opt-Out würde man denken und man würde ja auch erwarten, dass es also strikte Datenschutzregelung gibt. Ja, das heißt also, wenn solche grundlegende Neuerung eingeführt werden würde man denken, dass da dem Datenschutz in dem Gesetz irgendeine herausgehobene Rolle zukommen muss.
 Aber so die Kritik jedenfalls des Bundes-Datenschutzbeauftragten und ich habe das im Gesetz nachvollziehen können. In diesem Gesetz findet sich überhaupt nichts zu Datenschutzanforderungen.
 Das heißt also die Anforderungen an die digitalen Gesundheitsanwendung sind nicht geregelt. Dazu soll es später mal irgendeine Verordnung geben. Aber was da dann drinstehen wird, ist für die Jungklar. Das Gesetz ist erst mal so eine Art Blankoscheck für den Verordnungsgeber, was auf Deutschland ein Ministerium ist.
 Da irgendwelche Regeln aufzustellen. Also ja, völlig unklar wäre dann überhaupt verantwortlich ist für diesen Datenschutz.
 Die Krankenkasse sind sehr herstellender Apps oder beide, wer weiß das schon. Oder eine Prüfinstitution. Genau. Das ist das große Problem. Das heißt also die Datenschutz ist auch nicht klar, wer den Hut aufhat.
 Und letzter Punkt, der Uli Kaelber auf die Bäume oder auf die Palme bringt, bei digitalen Innovationen, ein seizentralen Felder, soll zwar theoretisch mit pseudonym Daten gearbeitet werden.
 Und dann wird der Name "Pseudonym" bedeutet eben nicht anunnehmen. "Pseudonym" bedeutet, man die der Name "Ulfbohmer" kriegt eine Nummer.
 Ulfbohmer bekommt eine Nummer, aber es gibt auf der anderen Seite auch eine Tabelle, wo man die Nummer wieder auf "Ulfbohmer" ja zurückführen kann. Mit anderen Worten, ob man Pseudonym oder Personen bezogen rein schreibt, ist ein Grunde völlig egal.
 Außerdem ist dieses Konzept der Pseudonymität schon weitgehend demaskiert, eigentlich. Das werden sich unter einer Nummer 1, 2, 3, 4, 5 verbirgt. Vom 10.11 bis zum 15.11 im Krankenhaus "A" dann Arztbesuch "Dar" Medikament "B" "Diagnose "C"
 Da gibt es nicht so viele Menschen, die das erlebt haben. Das ist ein generelles Phänomen, auch wenn es pseudonymisiert wird, der Klaname durch einen Nummer oder Ziffernkot ersetzt wird.
 In aller Regel ist es mit mehr oder weniger Aufwand möglich aus den Daten, die sich dann hinter der Nummer verbergen, auf den Klanamen zu schließen.
 Wenn man das große Problem fragt, ist dann der nächste Schritt, dass auch eine gesetzlichen Krankenversicherung irgendwelche Lebensstilbezogenen Tarifere eingeführt werden.
 Ich finde das ehrlich gesagt, insbesondere von der Gesetzgebungstechnik herausgesprochen, problematisch. Man schreibt, wie Oli Kälber schreibt, Paradigmen wechselt.
 Die grundsätzliche Neuerung ins Gesetz, aber in unfassbar verschwurbilden und unknaf formulierten Paragrafen, die einfach für keinen der beteiligten. Wieder für die Kassen, noch für die Appherstelle, noch gar für die Versicherten. Klar macht, wer jetzt was darf und was nicht da.
 Und noch nicht man opt out. Und noch nicht man opt out. Das wäre so die Minimalhörde, die man eigentlich nehmen muss. Wir machen das, wir sammeln das, wir sammeln das.
 Aber wenn du da unter Punkt 9L findest, da den Minueyx-Ipsilon irgendwo den Haken entfernt, dann machen wir das nicht. Und nicht mal das transzufi.
 Und dann finde ich auch so bedenklich, dass diese Normen wieder einmal, das ist ja nur nicht der erste Anwendungsfall.
 Wieder einmal alle Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts an den Umgang mit personen bezogenen Daten ignorieren.
 Malerweise gibt es den Grundsatz enormen Klarheit. Mit einer Worten, du musst einen Gesetz schreiben, wo klar drin steht. Wer darf was verarbeiten und zu welchem Zweck du musst Transparenzanforderungen vorsehen?
 Wenn Daten verarbeitet werden oder dass die Menschen vorher gefragt werden, dann müssen sie darüber informiert werden.
 Dann müssen sie die Möglichkeit haben, sich zu informieren. Sie müssen auch zum Beispiel die Möglichkeit bekommen, Daten zu korrigieren.
 All das ist nicht vorgesehen. Das ist halt einfach nur so ein großer Blankoscheck, als Gebel ist keine Datenschutzrechtsprechung aus Karlsruhe.
 Und da muss man ganz ehrlich sagen, man steht fassungslos davor. Deswegen natürlich ein Fall, den die Gesellschaft für Freiheitsrechte prüft, ob wir dagegen verfassungsbeschreit erheben.
 Klar, Transparenzin weiß, ich bin das also in der NGO, die ich mitgegründet habe, wo ich auch Vorsitzender bin. Wir überlegen natürlich, ob wir dagegen verfassungsbeschwert erheben.
 Kann ich nicht versprechen, dass die Prüfung ist Ergebnis offen und wir brauchen, wir haben auch momentan, wie soll ich es klar tun?
 Wir haben einfach sehr gut zu tun, es gibt bei uns an der Elternzeit, deshalb, und das ist einfach eine Frage, auch der Ressourcen. Wir haben natürlich nicht unbegrenzt Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter.
 Also falls das jemand unterstützen möchte, freuen wir uns natürlich auch. Aber wir gucken uns das sehr genau an und möglicherweise muss man dagegen wieder nach Karlsruhe gehen.
 Wie das formuliert, es ist einfach aus meiner Sicht jedenfalls schon ein ziemlicher Erfragung.
 Zumal es ja kein völlig neues Phänomen ist, es gibt Apps, Gesundheit Apps, es gibt Apps, die auf einer Krankenkasse schon bezahlt werden.
 Und viele dieser Apps, CT hat das untersucht, haben massive Datenschutzmengeln, also wo Daten dann bei Facebook und Google gespeichert werden und die Daten im Links und Rechtsrausfallen und auch keine richtige Prüfinfrastruktur verhanden ist,
 wäre das wirklich kompetent bewerten soll, ob die beim einreichen Datenschutzgrundform ist, aber dann auch noch dem ein Nächsten Update immer noch. Also da sind die Herausforderungen schon erheblich auch die Wirksamkeit dieser bisherigen Apps, die davon Krankenkassen bezahlt werden, ist mindestens umstritten.
 Also das ist wirklich bedenklich, dass ein solches Gesetz völlig unter dem Radar durch die Bundestag geprügelt wird und dass man alle Kritik des Bundesdatenschutzbeauftragten seit gehen vom Tisch wüsst.
 Ja, also da klar, da hätte auch die Zivilgesellschaft vielleicht früher wach werden müssen, klar, da hätte auch die Presse vielleicht früher wach werden müssen, aber das ist schon außerordentlich bedenklich, was da jetzt passiert ist und man kann eigentlich noch hoffen, dass das noch irgendwie zu stoppen ist.
 Ihr Arn ist schon zum Schluss, nach Gute Brauch, nach Gute Brauch, die gute Nachricht zum Mieten decken.
 Also, jetzt gibt ja so ein paar Themen über die drei Jahre, die sich auch über mehrere Folgen hinwegziehen und diese Mieten Diskussionen und diese Mieten decken Diskussionen.
 Ist eine davon, einige von euch sagen, hey, läuft den Kritiker nicht dahinter, da lasst euch nicht durchs Dorf, scheu ich das schon alles okay.
 Ehrlich gesagt, mein Gefühl sagt mir, wir haben hier eine sehr fruchtbare Debatte, in der ich persönlich sehr viel lerne.
 Wir haben dieses Thema jetzt ausführlich, glaube ich, zweimal in der Lage betrachtet und einige fanden es gut und haben uns unterstützt.
 Einige haben gesagt, ihr habt keine Ahnung und ihr lasst kritische Stimmen und Leute, die ihr wieder sprechen zu wenig zu Wort kommen.
 Und ich denke auch deshalb dürfte euch ein Interview interessieren, was wir diese Woche aufgenommen haben, nämlich mit dem Mietrechtsexperten der CDU-Fraktion in der Deutschen Bundestag Jan Mako Lutschak.
 Lutschak.
 Lutschak.
 Lutschak.
 Entschuldigung.
 Zweiselben.
 Wir haben uns mehrmals gesagt.
 Wir haben es so trainiert, wir sagen dann.
 Wie spricht man ihn aus, Jan Mako Lutschak?
 Wir haben ihn natürlich neben vielen anderen Sachen auch gefragt, was er von diesen Mietendeckel hält.
 Er hat sinngemäß gesagt, na, auf den ersten Blick wirkt das ja erst mal ganz schön.
 Die Leute hoffen jetzt, dass ihre Miete sinkt und das kann er auch verstehen.
 Das ist so, dass man die Probleme damit nicht löst.
 Wir sehen jetzt schon, dass sich die Investoren reinweise aus Berlin zurückziehen.
 Es gibt eine ganze Reihe von Beispielen, wo Programme für Neubau, von Modernisierung, würde ich noch gar nicht reden, das auch noch ganz massiv.
 Dass die sich aus diesen Programmen zurückziehen, dass diese gestoppt werden, dass es hier keinen Neubau mehr in der Stadt gibt.
 Das heißt, am Ende verschaffen wir sogar das Problem mit diesen Mietendeckel.
 Und was jetzt noch in Zukunft, dieser Mietendeckel ist am Ende auch etwas,
 was vor dem Verfassungsgericht, da bin ich zu 100 Prozent von Überzeugt, scheitern wird dieser Mietendeckel ist erfassungsvoll.
 Und da folgt dann eine juristische Diskussion mit Ulf.
 Also ich fand das wirklich ganz interessant.
 Es waren ein gutes Interview. Es gibt wie gesagt viele, viele Argumente, die einige von euch wahrscheinlich in diesem Kontext hier schon vermisst haben.
 Ich habe viel gelernt dabei. Für mich hat das Interview, die ganze Debatte sehr abgerundet.
 Und mein Bild zu diesem Mietendeckel habe ich das Gefühl so ein bisschen vervollständigt.
 Wir haben das Interview aufgenommen, weil wir in den nächsten zwei Wochen eine Reisepause.
 Genau, also die nächsten zwei Lagen werden keine klassischen Lagen, sondern wir haben uns jetzt überlegt, wir versuchen mal so ein kleines Format,
 dass wir jetzt Lage spezial nennen. Da gibt es zwei ausführliche Interviews, nämlich eines mit Herrn Lutschak und noch ein zweites.
 Das ist jetzt gleich nach dieser Show aufnehmen, das verraten wir aber noch nicht, das ist die Überraschung.
 Dann kommen den Freitag, das Interview mit Herrn Lutschak kommt in zwei Wochen.
 Und dann in drei Wochen am geplanten, am letzten Wochen in dem November, gibt es die nächste ganz normale Lage der Nation.
 Genau. In diesem Sinne würde ich sagen, freut euch auf die Interviews, gibt es uns Feedback, wie er das ja immer ausführlich macht.
 Danke fürs Zuhören. Wie gesagt, zwei Wochen sind jetzt Pause.
 Aber eben nur von uns, nicht im Feedback. Zum Feedback, ich werde was tun. Habt ein schönes Wochenende.
 Konkut, die die neue Woche, bleibt uns gewogen, schenkt uns Sternchen bei iTunes vor allem. Und bis bald.
 Bis bald. Tschüss.
